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Themenheft

Der oikos des demos: Auf dem Weg zu einer 
demokratischen Ökonomie 
Editorial der Gastherausgeber

Martin Oppelt / Paul Sörensen*1

Spätestens mit den gesellschaftlichen und politischen Verwerfungen im Zuge der Corona-
Pandemie, im Grunde aber bereits seit der Weltwirtschaftskrise von 2007 ff., drängten 
Fragen nach dem Verhältnis von demokratischer Politik und Ökonomie zumindest zaghaft 
wieder in den öffentlichen Raum. Das „spannungsreiche Verhältnis von Demokratie und 
Kapitalismus“, so der Untertitel einer von den DVPW-Sektionen Politische Theorie und 
Ideengeschichte und Politische Ökonomie 2016 in Darmstadt veranstalteten Konferenz, 
trat damals wieder einmal in drastischer Form zum Vorschein und gab erneut Anlass, die 
demokratiepolitischen Implikationen des ‚kapitalistischen Realismus‘ ebenso wie diesen 
selbst in seiner Alternativlosigkeit zu befragen. Dabei wurde nicht nur infrage gestellt, 
„dass eine marktförmige Demokratie zu einer gut funktionierenden gesellschaftlichen 
Ordnung beiträgt“ (Quante 2018: 7), sondern auch die dezidiert demokratiedestruktiven 
Implikationen einer kapitalistischen Ökonomie wurden verhandelt. Nachweislich hat die 
kapitalistische, privateigentumszentrierte Klassengesellschaft mit den ihr inhärenten und 
sich tendenziell vertiefenden Ungleichheiten unmittelbar demokratiepolitische Effekte, 
insofern im gleichen Zuge mit der ökonomisch-materiellen Ungleichheit auch eine – wie 
man mit Erik Olin Wright (2023: 17 ff.) sagen könnte – „Chancenhortung“ im politischen 
System im engeren Sinne begünstigt wird. Entsprechende Befunde zu sozio-ökonomisch 
stark ungleich strukturiertem Partizipationsverhalten, aber auch der selektiven Respon-
sivität des politischen Systems für Belange weniger privilegierter Bevölkerungsgruppen 
sind hinreichend dokumentiert (vgl. zum Beispiel Elsässer/Schäfer 2023; Ehs/Zandonella 
2021). Der neoliberale Kapitalismus, so eine über die Thematisierung sozialer und poli-
tischer Ungleichheitseffekte noch weit hinausgehende Kritik, greife ganz grundsätzlich 
„die Prinzipien, Praktiken, Kulturen, Subjekte und Institutionen der Demokratie im Sinne 
der Herrschaft durch das Volk an“ (Brown 2019: 7; vgl. auch Chamayou 2019: 307 ff.).
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Angesichts extremer Monopolbildungen, insbesondere im Digitalsektor (vgl. Staab 
2019), einer fortschreitenden Zunahme sozialer Ungleichheit, global aber auch inner-
halb der Nationalstaaten des globalen Nordens (vgl. Milanović 2020; Savage 2023), der 
sich rasant zuspitzenden ökologischen Krise (vgl. Moore 2017) und nicht zuletzt der 
immer wieder konstatierten Krise der Demokratie selbst (vgl. Schäfer/Zürn 2021) wur-
den zunehmend Stimmen laut, die einen mehr oder weniger grundsätzlichen Umbau der 
Wirtschaftsordnung fordern. Die Suche nach demokratische(re)n oder zumindest demo-
kratieförderlichen Alternativen ist seither wieder voll im Gange. Eng verbunden mit Fra-
gen des Eigentums kursieren dazu in der akademischen Debatte zahlreiche Schlagworte, 
wie etwa Fundamentalökonomie (Foundational Economy Collective 2019), Alltäglicher 
Kommunismus (Streeck 2019), Neosozialismus (Dörre 2019) oder Partizipativer Sozialis-
mus (Piketty 2020), Sozialismus des 21. Jahrhunderts (Fraser 2023), Demokratische 
Planwirtschaft (Rosa-Luxemburg-Stiftung 2024; PROKLA 2024) oder Degrowth-Kom-
munismus (Saito 2023). Auch – und vielleicht sogar zuvorderst – in der Zivilgesellschaft 
erstarken Rufe, die allesamt in der einen oder anderen Art und Weise auf eine mehr oder 
weniger weitreichende Demokratisierung des Wirtschaftslebens zielen. Rufe nach Ver-
gesellschaftung oder Enteignung und einer gemeinwohlorientierten, solidarischen Öko-
nomie sind lautstark zu vernehmen und entsprechende, nachweislich durchaus ernstzu-
nehmende Initiativen zu beobachten. Wurde die Eigentumsfrage in der Bundesrepublik 
mit besonderer Vehemenz von der Initiative Deutsche Wohnen & Co. enteignen (DWE) 
wieder auf die Tagesordnung gesetzt (vgl. dazu DWE 2022), so griffen infolge des spekta-
kulären Berliner Volksentscheids von 2021 auch Gruppierungen in anderen gesellschaft-
lichen Bereichen und Wirtschaftssektoren die Idee der Vergesellschaftung auf (vgl. zum 
Beispiel  communia e.V. 2023; RWE & Co enteignen 2023), was nicht zuletzt zu zwei 
großen zivilgesellschaftlichen ‚Vergesellschaftungskonferenzen‘ führte.1 

1.  Demokratisierung der Wirtschaft in der Politische Theorie 
und Ideengeschichte

Wenngleich damit zweifelsohne Bewegung in ein lange Zeit und nicht zuletzt unter dem 
Eindruck eines vermeintlichen ‚Endes der Geschichte‘ stillgestelltes Feld des Politischen 
gekommen ist, so ist augenfällig, dass die politikwissenschaftliche Disziplin der Politi-
schen Theorie und Ideengeschichte in diesen Fragen noch weitestgehend sprachlos bleibt 
und Vorstöße vornehmlich aus benachbarten Fächern wie der Soziologie, der Philosophie 
und der Rechtswissenschaft stammen. Mit Fug und Recht lässt sich der Politischen Theo-
rie somit auch in dieser konzeptionell-präfigurativen Hinsicht eine „wirtschaftsana-
lytische Zahnlosigkeit“ (Huhnholz 2020: 81) attestieren. Obschon der deutschsprachigen 
Politikwissenschaft etwa mit den Beiträgen zur Sozialisierungsdebatte im Kontext der 
Rätebewegung am Ende des Ersten Weltkriegs (vgl. dazu zum Beispiel Buckmiller 2022; 

1 Vgl. dazu https://vergesellschaftungskonferenz.de, 07.11.2024.

https://vergesellschaftungskonferenz.de
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Novy 1978; Kets/Muldoon 2019), mit der von Fritz Naphtali und anderen (1928) ent-
wickelten Programmatik einer Wirtschaftsdemokratie, mit Hermann Hellers (1930) Über-
legungen zur sozialen Demokratie oder auch mit Wolfgang Abendroths (1954) Denken 
des demokratischen sozialen Rechtsstaats durchaus diverse Anknüpfungspunkte zur Ver-
fügung stünden, markiert die Thematik einer demokratischen beziehungsweise zu demo-
kratisierenden Ökonomie im Bereich der Politischen Theorie im Allgemeinen und der 
Demokratietheorie im Besonderen, von einigen wenigen Ausnahmen abgesehen, doch 
eine Leerstelle (so unter anderem Honneth 2023). Auch englischsprachige Debatten-
beiträge, etwa die einschlägigen Publikationen Robert Dahls (1985) und Carol Pate-
mans (1970), spielten und spielen kaum eine Rolle. Ebenso stoßen die Rawls’schen Tast-
bewegungen in Richtung einer property-owning democracy (Rawls 2003) vornehmlich 
in Debatten der praktischen Philosophie auf Resonanz (vgl. zum Beispiel Cheneval/
Laszlo 2013). Kurzum: Nicht nur die Demokratie, sondern auch die Demokratietheorie 
macht nach wie vor und in aller Regel am Fabriktor Halt, worauf unlängst mit Blick auf 
den anglophonen Diskurs auch Elizabeth Anderson (2020) hingewiesen hat, die Unter-
nehmen mit neo-republikanischem Vokabular eindrücklich als private Regierungen und 
demokratietheoretisches Problem beschreibt, in ihren Lösungsansätzen allerdings auf die 
betriebliche Ebene beschränkt bleibt (vgl. ebenso bereits Negt/Kluge 1972). 

Die Utopieabstinenz der Politikwissenschaft wäre neben altbekannten Gründen, die 
nicht selten eine bemerkenswerte Übereinstimmung orthodox-marxistisch und liberal 
geprägter Argumentationen zur Schau stellen, vielleicht am besten mit einer im Fach ver-
breiteten und durchaus zu begrüßenden realistische(re)n Wahrnehmung der Widerstände 
und Voraussetzungen einer tiefgreifenden, demokratisierenden Transformation zu plausi-
bilisieren, die mitunter freilich auch aufmerksamkeitsheischend in allzu schrille feuilleto-
nistische Abgesänge auf die Demokratie(theorie) mündet. Dabei muss eine utopieoffene 
politikwissenschaftliche Politische Theorie keinesfalls per se eines machtanalytischen 
Realismus entbehren. Zudem ließe sich übersimplifizierenden Vorwürfen des Utopis-
mus auch entgegenhalten, dass – nochmals mit Erik Olin Wright (2017: 67) gesprochen 
– gerade die „Entwicklung systematischer, überzeugender Alternativen zu bestehenden 
gesellschaftlichen Strukturen sowie Institutionen der Macht und der Privilegien […] 
einen Bestandteil des gesellschaftlichen Prozesses dar[stellt], durch den die gesellschaft-
liche Begrenzung erreichbarer Alternativen verändert werden kann“.

Dahingehende Ansätze könnten, über die bei Anderson anzutreffenden Überlegungen 
zu einer workplace democracy hinausgehend, etwa unter der Begrifflichkeit der Wirt-
schaftsdemokratie rubriziert werden, welche Tom Malleson (2013) schon vor einigen Jah-
ren als Big Idea einer antikapitalistischen Linken des 21. Jahrhunderts zur Debatte stellte. 
Allein schon in begrifflicher Hinsicht unternimmt das Konzept einen Brückenschlag, 
der Ökonomie als politische Ökonomie zu denken erlaubt und politische Ökonomie als 
demokratische Ökonomie auszubuchstabieren beansprucht. Im deutschsprachigen Dis-
kursraum zwar häufig eng an Naphtali gekoppelt, birgt es jenseits dessen Potenziale 
für Neuentwicklungen, sowohl die Gegenstände und Träger als auch die Reichweite 
und skalaren Bezugsgrößen betreffend. Wenngleich auch hierzulande zuletzt einige 
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zaghafte Vorstöße zu beobachten waren (vgl. zum Beispiel Demirović 2018; Herzog 
2019), sind vor allem in Großbritannien unlängst interessante Neubelebungs- und Neu-
konzeptualisierungsversuche zu verzeichnen. Mit dem von Beatrice und Sidney Webb 
(1897) geprägten Konzept der Industrial Democracy und insbesondere auch dem maß-
geblich von George D. H. Cole (1920) theoretisierten Guild Socialism stehen hier ganz 
eigene ideengeschichtliche Bezugspunkte für alternative, demokratischere Ökonomien 
zur Verfügung. Diese Bemühungen zeugen von der Vitalität und den unausgeschöpften 
Potenzialen des Konzepts der Wirtschaftsdemokratie und beeinflussten nicht zuletzt auch 
die wirtschaftspolitische Ausrichtung der britischen Labour Party unter Jeremy Corbyn 
(vgl. zum Beispiel Cumbers et al. 2020; Labour Party UK 2017; McDonnell 2018). Wäh-
rend aber beispielsweise durch Karl Korsch zu Zeiten der Weimarer Republik ein Import 
fabianischer und gildensozialistischer Ideen nach Deutschland erfolgte, sind die gegen-
wärtigen wirtschaftsdemokratischen Ideen aus Großbritannien hierzulande bisher kaum 
auf Interesse gestoßen.  

All diese Beobachtungen stellen den Anlass dieses Themenhefts dar, in dessen Rah-
men der Frage nach einer demokratische(re)n Ökonomie aus einer dezidiert politik-
theoretischen und ideengeschichtlich informierten Perspektive nachgegangen wird. Die 
versammelten Beiträge bilden entsprechend Suchbewegungen nach Formen, Institutio-
nen, Stichwortgeber*innen und Wegen zu einer demokratischen Ökonomie ab. Neben 
der Behandlung von Fragen nach deren institutionellen Ausgestaltungsmöglichkeiten, 
Zukunftsperspektiven und Entwicklungspotenzialen, steht dabei stets auch das Ausloten 
von Rückgriffmöglichkeiten auf ideengeschichtliche Ressourcen im politischen Denken 
im Zentrum des Interesses, die wiederum auf ihr Inspirationspotenzial für zeitgenössische 
Adaptionen befragt werden. Entgegen einer „willfährige[n] Selbstzentrierung auf liberal-
ökonomisch grundierte und rationalistisch gedeutete Produktions-, Verteilungs- und 
Umverteilungsfrage[n]“ (Huhnholz 2020: 81), sollen mit der vorliegenden Schwerpunkt-
ausgabe der Zeitschrift für Politische Theorie dabei Ansätze einer dezidierten Alternative 
zum individualistischen und privateigentumsbasierten Liberalismus ausgelotet werden – 
ohne damit den Anspruch auf Vermittlung liberaler Grundprinzipien per se aufzugeben. 
Sind im englischsprachigen Raum in den letzten Jahren etwa im republikanisch geprägten 
Diskurs politischen Denkens bereits erste Vorstöße einer ideengeschichtlich informierten 
Integration auch wirtschaftlicher Sachverhalte zu verzeichnen (vgl. zum Beispiel Gou-
revitch 2014, 2013; Breen 2015; Thompson 2018; González-Ricoy 2014), die mitunter 
auch Verbindungslinien zum sozialistischen Denken betonen (vgl. zum Beispiel Mul-
doon 2022),2 so lassen sich in Form einer erneuerten Planungsdebatte zuletzt auch dezi-
diert sozialistische Zugänge identifizieren, die für demokratietheoretische Erweiterungen 

2 Derartige diskursive Querverbindungen lassen sich wohlgemerkt auch im deutschsprachigen Raum finden, bei-
spielsweise bei Karl Korsch (1980: 164), der dem Lohnsklaven den Arbeitsbürger gegenüberstellt, oder bei 
Carl Legien (1900), der 1900 als Vorsitzender der Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands die 
Demokratisierung der Produktion als das „Durchbrechen des Absolutismus im Fabrikbetriebe“ definierte. Nicht 
zuletzt gilt dieser Befund auch für den oben bereits erwähnten Hermann Heller (vgl. dazu Llanque 2019). Ent-
sprechende republikanische Motive finden sich im englischsprachigen Raum unter anderem bei Cole (1918).
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empfänglich sind (vgl. zum Beispiel Morozov 2019; Jones 2020; Daum/Nuss 2020). 
Und – aller Institutionenskepsis zum Trotz – auch poststrukturalistisch geprägte radikal-
demokratietheoretische Überlegungen wenden sich, wenn auch unter Inkorporation ande-
rer Theoriebestände, jüngst Fragen einer demokratischen Ökonomie zu (vgl. z.B. Mul-
doon 2021), um so künftig dem Vorwurf der social weightlessnes (McNay 2014) etwas 
entgegensetzen zu können. Die genannten Theoriestränge stellen neben einigen ande-
ren Einflüssen auch die wesentlichen Inspirationsquellen der Autor*innen des Schwer-
punkts dar, die sich entsprechend gerüstet in die Auseinandersetzung mit Fragen nach 
Form, Inhalt und Herausforderungen einer wahrhaft demokratischen Ökonomie begeben.

2. Zu den Beiträgen des Themenhefts

Zur Eröffnung räumen Dirk Jörke und David Salomon mit dem ihrer Ansicht nach irre-
führenden Narrativ auf, wonach John Stuart Mill als Vordenker einer Demokratisierung 
der Wirtschaft gelesen werden könne und sortieren ihn damit gewissermaßen aus dem 
ideengeschichtlichen Bestand aus, auf den Debatten um Wirtschaftsdemokratie zugreifen 
sollten. Denn weder Mills Begründung genossenschaftlich organisierter Betriebe noch 
seine politische Theorie insgesamt könnten normativ überzeugend als wirtschaftsdemo-
kratisch oder gar sozialistisch bezeichnet werden, bliebe sein Denken doch stets einem 
dem Politischen vorgelagerten wettbewerblich-meritokratischen Ordnungsschema ver-
pflichtet. Aufgrund massiver Vorbehalte gegenüber den Massen und deren politischer 
Teilhabe habe Mill vielmehr disziplinierende Maßnahmen zur Steigerung der Arbeits-
moral anvisiert und die soziale Frage durch die Umerziehung möglichst vieler Arbei-
ter*innen zu Kleinkapitalist*innen angehen wollen. Mit Mill lasse sich eine (gar radi-
kale) Alternative zur kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung also nicht 
denken.

In umgekehrter, weil inkludierender Absicht, schlägt Falko Blumenthal anschließend 
vor, den langjährigen (1952–1972) Vorsitzenden der IG Metall Otto Brenner nicht allein 
als Interessensvertreter oder Macht-, sondern vor allem als ‚Ideenpolitiker‘ und damit 
geeigneten Stichwortgeber für eine Demokratisierung der Wirtschaft zu lesen. Brenners 
Programm der ‚Selbstverwirklichung der Arbeitnehmer durch Demokratisierung der 
Wirtschaft‘ würde nämlich über das klassische Selbstverständnis eines Gewerkschafts-
funktionärs hinaus den Anspruch erheben, die Idee der Wirtschaftsdemokratie mit jener 
der Demokratisierung der Gesellschaft zu verbinden. Der politische Begriff der ‚Selbst-
bestimmung‘ der Person trete mit Brenner dem juristischen Begriff der ‚Mitbestimmung‘ 
der Arbeiter*in mindestens an die Seite, womit er eine „Ideenpolitik der sozialdemo-
kratischen Moderne“ (S. 203) betrieben habe. Dafür habe er sich zwar auch des liberalen 
Denkens Max Webers und Hermann Hellers bedient, vor allem aber einen historischen 
Realismus in der Tradition Thukydides’, Niccolò Machiavellis, Rosa Luxemburgs und 
Karl Marx’ in sozialdemokratischer Gestalt wiederbelebt. So habe Brenner zudem das 
Ziel der aufklärerischen Volksbildung („Selbstverwirklichung“) an die Überwindung des 
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Privateigentums an Produktionsmitteln und den republikanischen Kampf um die Politie 
geknüpft.

Hannes Kuch setzt sich in seinem Beitrag kritisch mit der liberalen Tradition der 
Befürwortung einer nicht-demokratischen Wirtschaftssphäre als (Teil-)Bedingung einer 
demokratischen und gerechten Gesellschaft auseinander, wie etwa John Rawls und Jür-
gen Habermas sie vertreten haben. Mit der Unterscheidung direkter und indirekter Argu-
mente für eine Demokratisierung der Wirtschaft zeigt er, dass erstere normative Gründe 
unmittelbar in der Wirtschaftssphäre verankerten, letztere hingegen auf die mittelbaren 
Folgen einer nicht-demokratischen Wirtschaft für andere gesellschaftliche Sphären 
fokussierten. Derlei spillover-Effekte fasst Kuch nun als negative „sittliche Externali-
täten“ undemokratischer Wirtschaftspraktiken (S. 227), die der Verwirklichung einer 
gesamtgesellschaftlichen demokratischen Gerechtigkeit fundamental entgegenarbeiteten. 
Dem hält er eine „materialistische Tugendethik“ (S. 242) entgegen, die, der Tradition 
des Sozialismus verpflichtet, in den materiellen Grundbedingungen des Wirtschaftens 
den maßgeblichen Einfluss auf die Formierung sittlicher Dispositionen sieht. Zugleich 
knüpft diese Tugendethik aber auch an die republikanische Tradition der Bedeutung 
von Tugenden an, insofern sie im „Ethos der demokratischen Gerechtigkeit“ (S. 239 f., 
Hervorhebung im Original) eine Grundbedingung einer jeden gerechten demokratischen 
Gesellschaft sieht, so dass es für Kuch letztlich keine politische Demokratie ohne Wirt-
schaftsdemokratie geben kann.

Für Katharina Liesenberg muss jede Demokratietheorie, die eine Demokratisierung 
der Wirtschaft anvisiert, zuvorderst die Integration der Bereiche Bildung und Arbeit 
leisten. Hierfür biete sich John Deweys Werk an, und zwar vor allem aufgrund des-
sen Erfahrungsbegriffs. Dieser könne als Brücke zwischen subjektiver Empfindung 
und gesellschaftlichen Verhältnissen fungieren und zugleich Unsicherheit und Ohn-
macht als ein politisches Problem adressieren, das individueller und zugleich kollekti-
ver Bearbeitung bedürfe. Der Weg zu einer demokratischen Ökonomie führe mit Dewey 
dabei notwendig über eine Ausrichtung auf die sozialistische Idee materieller Gleichheit 
als Bedingung der Möglichkeit gleicher politischer Teilhabe und persönlichen Wachs-
tums. Hierfür ließen sich entsprechend mit Dewey radikale demokratisch-sozialistische 
Maßnahmen begründen, so man dessen Werk ganzheitlich und auf den Fluchtpunkt der 
Erfahrung hin konzipiert in den Blick nehme. Deweys demokratischer Sozialismus sei 
damit als eine notwendige Voraussetzung für gelingende Demokratie zu begreifen.

Ebenfalls in der Ideengeschichte des Sozialismus unterwegs ist Heiner Koch, der 
in seinem Beitrag die uneindeutige Verwendung des Begriffs der ‚Vergesellschaftung‘ 
in gegenwärtigen politischen, juridischen und wissenschaftlichen Diskursen konstatiert. 
Eine Aktualisierung der ‚Vergesellschaftungsfrage‘ bedürfe daher zunächst einer grund-
legenden begrifflichen Klärung oder – in Kochs Worten – einer politischen Begriffs-
arbeit. Diese müsse eben an jene ideengeschichtliche Debatten anschließen, die seit 
dem Ende des Ersten Weltkrieges im deutschsprachigen Raum geführt werden, zugleich 
aber auch für aktuelle politische Auseinandersetzungen fruchtbar sein. Dafür verbindet 
Koch methodische Überlegungen der analytischen Philosophie zur „Explikation“ mit der 
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postmarxistisch inspirierten Theorie des „leeren Signifikanten“, um „Vergesellschaftung“ 
als „Entprivatisierung“ zu fassen (S. 271). Somit könnten die unterschiedlichen Aspekte 
von Vergesellschaftung sowohl über die Diskursgrenzen hinweg sowie innerhalb der Dis-
kurse besser verstanden, systematisiert und konkretisiert werden als auch über einen eng 
verstandenen ökonomischen Bereich hinaus die Anschlussfähigkeit für feministische, 
ökologische und antirassistische politische Debatten ermöglichen.

In thematischer Nähe zur Tradition des Post-Marxismus widmet sich Samia Moham-
med in ihrem Artikel der zuletzt häufiger konstatierten ökonomischen Leerstelle im Dis-
kurs der Radikaldemokratie. Um gehaltvoll über demokratische(re) Gesellschaften nach-
denken zu können, müsse sich die radikale Demokratietheorie für Mohammed gegenüber 
Debatten um konkrete Institutionen und utopische Zukunftsbilder öffnen und das Ziel der 
Demokratisierung der Wirtschaft mit in ihre Überlegungen und Strategien einbeziehen. 
Mohammed schlägt dafür ein radikaldemokratisches Engagement in der aktuellen 
Wiederauflage der Sozialistischen Planwirtschaftsdebatte vor, der die Radikaldemo-
kratie einen Politisierungsschub verleihen und die dieser im Gegenzug die Reflexion 
ökonomischer Bedingungen einer radikalen Demokratie ermöglichen könnte. Zugleich 
würde so die in beiden Debatten feststellbare ökologische Leerstelle über ein relationa-
les Verständnis gesellschaftlicher Naturverhältnisse bearbeitbar werden. Vor allem die 
Idee und Praxis von Arbeiter*innenräten als Teil einer konflikthaften, offenen und selbst-
reflexiven Variante gesamtgesellschaftlicher Planung könnten hier einen effizienten Bei-
trag zu einer demokratischeren Ökonomie leisten.

Der ökonomischen Leerstelle radikaler Demokratietheorien widmet sich auch Sara 
Gebh in ihrem das Themenheft abschließenden Beitrag. Unter ideengeschichtlich infor-
miertem Rückgriff auf die Tradition des „Plebejanismus“, also der Einsicht in die unaus-
weichliche Differenz zwischen den „Wenigen“ und den zu ermächtigenden „Vielen“, 
erarbeitet Gebh (S. 321) dabei erste Umrisse einer politischen Ökonomie der Radikal-
demokratie. Hierfür lotet sie in Abgrenzung von liberalen und republikanischen Ansätzen 
des Plebejanismus aus, inwiefern die Tradition des sozialistischen Republikanismus 
als Ressource für eine plebejische Demokratie beziehungsweise einen radikaldemo-
kratischen Plebejanismus dienen kann. Dieser würde oligarchische Herrschaftsstrukturen 
abschaffen und das Ziel der Selbstregierung der Vielen ermöglichen, wofür die Kategorie 
der Vielen eine materielle Dimension erhalten und als erstes Ziel einer umfassenden 
Demokratisierung der Übertrag von ökonomischer zu politischer Macht verhindert wer-
den müsse.

„Der Fluch der Politik“, schrieb Maurice Merleau-Ponty (1966: 29), „ist, dass 
sie Werte in Tatsachen übersetzen muss“. In diesem Sinne sind wir uns der enormen 
Schwierigkeiten und Hindernisse einer wirklichen Demokratisierung der Wirtschaft 
bewusst, die letztlich immer eine Frage politischer Kräfteverhältnisse und mitunter kon-
tingenter Initialfunken bleiben wird. Wir sind jedoch davon überzeugt, dass der Poli-
tischen Theorie und Ideengeschichte die nicht zu unterschätzende Aufgabe der Orien-
tierung zukommt, wo – einmal mehr mit Merleau-Ponty (2008: 243) – Politik auch 
das „Ziehen einer Linie im Dämmerlicht der historischen Symbolik“ bedeutet. Unser 
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herzlichster Dank gilt daher neben den Beitragenden all den Kolleg*innen und Mit-
streiter*innen, die einen Vorschlag eingereicht haben, auch wenn wir leider nicht alle 
berücksichtigen konnten. Wir danken den anonymen Gutachter*innen, die durch die 
freiwillige Aufwendung knapper Ressourcen zum Gelingen dieses Schwerpunktes bei-
getragen haben. Wir wissen das wirklich sehr zu schätzen. Nicht zuletzt möchten wir uns 
bei den Herausgebern für die Aufnahme und bei Hannah Vermaßen für die hervorragende 
redaktionelle Betreuung bedanken.
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